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Aktenzeichen I  

bei Antwort bitte angeben 

 

 

Telefon 0211 855- 

Telefax 0211 855- 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Dienstgebäude und 

Lieferanschrift: 

Fürstenwall 25, 

40219 Düsseldorf 

Telefon 0211 855-5 

Telefax 0211 855-3683 

poststelle@mags.nrw.de 

www.mags.nrw 

 

 

Öffentliche Verkehrsmittel: 

Rheinbahn Linie 709 

Haltestelle: Stadttor  

Rheinbahn Linien 708, 732 

Haltestelle: Polizeipräsidium 

An die Bezirksregierungen mit der Bitte um Weitergabe an: 
 
Oberbürgermeister, Bürgermeister, Landräte und untere 
Gesundheitsbehörden in Nordrhein-Westfalen 
 
nachrichtlich: 

Städtetag NRW 

Landkreistag NRW 

Städte- und Gemeindebund NRW 

 
 
 
 
Bußgeldkatalog zur CoronaSchVO vom 22.03.2020 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

aufgrund der Zuständigkeit des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und 

Soziales (MAGS) für landesweit anzuordnende Maßnahmen des 

Gesundheitsschutzes ergeht gemäß §§ 3 Absatz 1, 7 Absatz 3, 9 

Absatz 1 Ordnungsbehördengesetz (OBG NRW) in Verbindung mit §§ 

73 ff. Infektionsschutzgesetz (IfSG), zunächst bis zum 20. April 2020 die 

Weisung: 

 

Bei der Sanktionierung von Verstößen gegen die Regelungen der 

Verordnung zum Schutz vor Neuinfizierungen mit dem Coronavirus 

SARS-CoV-2 (CoronaSchVO) nach § 14 Abs. 1 und 2 CoronaSchVO, 

§§ 73 ff IfSG ist der beigefügte Bußgeldkatalog ermessensleitend zu 

berücksichtigen. 
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Begründung: 

 

Nach § 14 Abs.1 CoronaSchVO sind die nach § 3 der Verordnung zur 

Regelung von Zuständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz 

zuständigen Behörden gehalten, die Bestimmungen dieser Verordnung 

energisch, konsequent und, wo nötig, mit Zwangsmitteln durchzusetzen. 

Dabei werden sie von der Polizei gemäß den allgemeinen 

Bestimmungen unterstützt. 

 

Um die aus Gründen des Infektionsschutzes dringend erforderliche 

verhaltenslenkende Wirkung der CoronaSchVO tatsächlich zu erreichen 

und nachhaltig abzusichern, ist diese konsequente Vorgehensweise 

dringend geboten. Zudem erscheint es zur Akzeptanz der landesweiten 

Regelungen erforderlich, auch die Sanktionierung von Verstößen nach 

landesweit möglichst einheitlichen Maßstäben vorzunehmen. Dem dient 

der beigefügte Bußgeldkatalog, der bei der Ausübung des Ermessens 

durch die zuständige Behörde ermessensleitend zu berücksichtigen ist.  

 

Rechtsgrundlage für die Bußgeldfestsetzungen bzw. die anzuregende 

Strafverfolgung sind § 14 CoronaSchVO, §§ 73 ff. IfSG. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Edmund Heller 

 


